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Gejes-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 1. 


(Nr. 4996.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Thorner Stadt: 
Obligationen zum Betrage von 80,000 Thalern. Vom 6. Dezember 
1858. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilden, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 


egent. 

Nachdem der Magiſtrat der Stadt Thorn mit Genehmigung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung darauf angetragen hat, zur Beſtreitung außerordent⸗ 
licher, zur Einrichtung der ſtaͤdtiſchen Gasbeleuchtung erforderlichen Ausgaben 
ein Anlehen von 80,000 Thalern aufzunehmen und zu dieſem Zwecke auf jeden 
Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen verſehene Stadt⸗Obligationen ausgeben zu 
dürfen, ertheilen Wir in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung auf 
jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur Ausſtellung von 
80,000 Thalern Thorner Stadt-Obligationen, welche nach dem anliegenden 
Schema in 80 Apoints zu 500 Thalern und in 400 Apoints zu 100 Thalern 
auszufertigen, mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen und; von Seiten der 

laubiger unkuͤndbar, durch Auslooſung mit mindeſtens Einem Prozent der 
urſpruͤnglichen Kapitalſchuld unter Hinzurechnung der durch die Tilgung erſpar⸗ 
ten Zinſen alljaͤhrlich zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, 
die landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obli- 
gationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des 
Staats zu bewilligen. | 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterfchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 5 
Gegeben Berlin, den 6. Dezember 1858. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Flottwell. v. d. Heydt. v. Patow. 


Jahrgang 1859. (Nr. 4996.) 1 Auf 
Ausgegeben zu Berlin den 14. Januar 1859. 
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Auf Grund des landesherrlichen Privilegiums vam 


(Geſetz- Sammlung fur 185. Rr. ) 
ausgefertigte 
Thorner Stadt-Obligation 
Hille: ru Me 
über .... Thaler Preußiſch Kurant. 


We, der Magiſtrat der Stadt Thorn, beurkunden und bekennen hierdurch im 
Einverſtaͤndniß und mit Genehmigung der Stadtverordnetenverſammlung hier⸗ 
ſelbſt, daß der Inhaber dieſer Obligation in Folge einer geleiſteten baaren Ein⸗ 
zahlung von der Stadtgemeinde Thorn ein Kapital von.. Thalern Preu⸗ 
ßiſch Kurant zu fordern hat. 8 

Die Zinſen dieſes Kapitals werden mit fuͤnf vom Hundert am 2. Ja⸗ 
nuar und 1. Juli eines jeden Jahres faͤllig und nur gegen Ruͤckgabe der aus⸗ 


gefertigten Kupons gezahlt. Die Tilgung der Anleihe erfolgt mittelſt Ausloo⸗ 


fung der Obligationen und es wird hierzu jährlich mindeſtens Ein Prozent der 
urſpruͤnglichen Kapitalſchuld, unter Hinzurechnung der durch die Amortiſation 
erſparten Zinſen, verwendet. 1 

Den Kommunalbehoͤrden bleibt jedoch das Recht vorbehalten, den Til⸗ 
gungsfonds zu verſtaͤrken, oder auch ſaͤmmtliche noch ausſtehende Obligationen 
auf einmal zu kuͤndigen. Die in Folge der Ausloofung zur Ruͤckzahlung be⸗ 
ſtimmten Nummern, ſowie eine etwanige Kündigung der ſaͤmmtlichen noch aus⸗ 
ſtehenden Obligationen und der Tag der Ruͤckzahlung werden durch das Thor⸗ 
ner Wochenblatt, den öffentlichen Anzeiger des Amtsblatts der Königlichen 
Regierung zu Marienwerder und durch eine Berliner Zeitung mindeſtens drei 
Monate vor dem Zahlungstage bekannt gemacht. Mit dem Ablauf des auf 


ſolche Weiſe angekuͤndigten Zahlungstages hoͤrt die Verzinſung des betreffen⸗ 
den Kapitals auf. 


Den Inhabern der Obligationen ſteht ein Kuͤndigungsrecht nicht TE 
Die Zurückzahlung des Kapitals erfolgt gegen Auslieferung dieſer Obli⸗ 


gation und der nicht verfallenen Zinskupons. In Ermangelung letzterer wird 


deren Werth vom Kapital einbehalten. 

Fuͤr die richtige Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadt 
Thorn mit ihrem Geſammtvermoͤgen und Einkommen. 

Thorn, den en 18711000 


(. 80 
Der Magiſtrat der Stadt Thorn. 


Kupon 


Ku pon 
˖ . zur 
Thorner Stadt⸗ Obligation 
Liter. 202% in 
uͤber 
BT Thaler Preußiſch Kurant. 

Inhaber empfaͤngt am 18... an halbjaͤhrigen Zinſen 
für die Zeit vom e EEE Id bis . aus der Kaͤm⸗ 
merei⸗Kaſſe zu Thorn Thaler. 

Thorn, den en 1 e 18. 


Der Magiſtrat. 


Dieſer Kupon verjaͤhrt nach dem Geſetze 
vom 31. Maͤrz 1838. in vier Jahren, verliert 
o ſeine Guͤltigkeit. 


(Nr. 4997.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 6. Dezember 1858., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗ 
Chauſſee von Stallupoͤnen, im Regierungsbezirk Gumbinnen, bis zur 
Pillkallener Kreisgrenze in der Richtung auf Schirwindt. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee von Stallupöͤnen, im Regierungsbezirk Gumbinnen, bis jur Pillkalle⸗ 
ner Kreisgrenze in der Richtung auf Schirwindt genehmigt habe, beſtimme 
Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht für die zu der Chauſſee erforder: 
lichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und 
Unterhaltungs: Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. 


Zugleich will Ich dem Stallupöner Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen 


chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gel⸗ 
tenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen uber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung bes 
treffenden zufäßlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ 
Chauſſeen von Ihnen angewendet werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840, angehaͤngten Beſtimmungen 

(Ar. 4996—4998. en lu wegen 


3 


. 1155 der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendun 
ommen. f 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 6. Dezember 1858. 
Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. | 


An den Minifter fir Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4998.) Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend einen Nachtrag zum Statut der Bergifch- 
Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 20. Dezember 1858. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
N Regent. ö 


Nachdem die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der General⸗ 
verſammlung vom 25. November 1858. die Ergänzung refp. Abänderung ihres 
unterm 12. Juli 1844. (Geſetz⸗Sammlung fuͤr 1844. S. 315.) landesherrlich 
beftätigten Statuts durch Einfuͤhrung beſonderer Anweiſungen zur Empfang⸗ 
nahme der kuͤnftig auszugebenden Serien von Dividendenſcheinen, ſowie durch 
Anordnung eines anderweiten Verfahrens in den Faͤllen des Verluſtes von 
Dividendenſcheinen beſchloſſen, auch der Deputation der Aktionaire der Ber— 
giſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. die Ermächtigung zur Abfaſſung eines 
entſprechenden Statutnachtrages und zur Vereinbarung deſſelben mit der Staats⸗ 
regierung ertheilt hat, wollen Wir den anliegenden, von der gedachten Depu⸗ 
tation im Einvernehmen mit der Eiſenbahndirektion zu Elberfeld aufgeſtellten 
und unter dem 25. November 1858. notariell anerkannten Nachtrag zu dem 
en der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft hiermit in allen Punkten 

eſtaͤtigen. \ 


Die gegenwärtige Beſtaͤtigungs⸗Urkunde foll nebft dem Nachtrage zu dem 
Geſellſchaftsſtatute durch die Geſetz-Sammlung bekannt gemacht werden. 


Urkund⸗ 


\ 
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urkundlich unter unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. f 


Gegeben Berlin, den 20. Dezember 1858. | | 
(. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. Simons. 


Nachtrag 
zu dem Statute der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


K 1. 


Zuſaͤtzlich zu K. 28. des Statuts wird beſtimmt: 


Dien kuͤnftig auszugebenden Serien von Dividendenſcheinen wird jedes— 
mal eine Anweiſung zum Empfange der naͤchſtfolgenden Serie nach dem an— 
liegenden Schema beigegeben. — Die Aushaͤndigung der neuen Serie erfolgt 
an den Praͤſentanten und gegen Ablieferung dieſer Anweiſung, fofern nicht hier 
gegen von dem Inhaber der Aktie bei der Direktion ſchriftlich Widerſpruch 
erhoben worden iſt. — Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs geſchieht die Aus— 
haͤndigung an den Inhaber der Aktie. 


§. 2. 
In Abänderung des $. 30. des Statuts wird beſtimmt: 


Angeblich verlorene oder vernichtete Dividendenſcheine koͤnnen weder auf— 
geboten, noch amortiſirt werden, jedoch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt 
derſelben vor Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt (efr. $. 31. des Statuts) bei der 
Direktion der Geſellſchaft anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz derſelben durch 
Vorzeigung der Aktie oder ſonſt in glaubhafter Weiſe nachweiſt, nach Ablauf 
der Verjährungsfrift der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht realifir- 
ten Dividendenſcheine gegen Quittung ausgezahlt werden. 


(Nr. 49984999.) g Ber⸗ 
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Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft 


An weiſung, 
zu der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn⸗Stammaktie 


. 5 
gehoͤrig. 

Inhaber empfängt em —— — gegen dieſe Anweiſung an den 
durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen die ..... Serie von 
zehn Stuͤck Dividendenſcheinen zur vorbezeichneten Aktie für die Jahre 

Elberfeld, den . 

Königliche Eiſenbahn-Direktion. Ausgefertigt. 

(Fakſimile.) (Siegel.) a (Unterſchrift des ausfertigenden 
Beamten.) 


(Nr. 4999.) Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend den dreizehnten Nachtrag zum Statute der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 27. Dezember 1888. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
| Regent. a | 
Nachdem die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſamm⸗ 


e vom 30. September 1858. die in dem anliegenden Nachtrage zum Sta— 


tute enthaltenen Beſtimmungen angenommen hat, wollen Wir den desfallſigen 
Beſchluͤſſen und dem gedachten Nachtrage die landesherrliche Genehmigung hier— 
mit ertheilen. f 

Die gegenwärtige Urkunde iſt nebft der Anlage durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung bekannt zu machen. f 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 27. Dezember 1858. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


v. d. Heydt. Simons. 


Drei⸗ 


. 


Dreizehnter Nachtrag 
zum Statute der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


H. 1. 


Nachdem der in Gemaͤßheit des §. 9. des Vertrages vom 28, Juli 
1853., Allerhoͤchſt beftätigt am 20. Auguſt 1853. (Geſetz-Sammlung ©. 738.), 
der Geſetze vom 20. Februar 1854. (Geſetz⸗Sammlung S. 94.) und 13. Mai 
1857. (Geſetz-Sammlung S. 437.) angeſammelte Garantiefonds eine Hohe 
erreicht hat, welche genuͤgend erſcheint, die Erfüllung der vom Staate hinſicht⸗ 
lich des Anlagekapitals der Breslau-Poſen-Glogauer Eiſenbahn uͤbernomme⸗ 
nen Zinsgarantie- Verbindlichkeit ſicher zu ſtellen, verzichtet die Oberſchleſiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft auf eine weitere Anſammlung des Garantiefonds, inſoweit 
und fobald die Einnahmen deſſelben den Betrag von 1,400,000 Thalern er⸗ 
reicht haben. N 

Die weiteren Dividenden und Superdividenden des Staates aus dem 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahnunternehmen, einſchließlich der Zinſen und Dividenden 
des angeſammelten Garantiefonds, werden, ſoweit dieſelben nicht erforderlich 
ſind, um den Fonds auf die vorgedachte Hoͤhe zu bringen, dem Staate inſoweit 
zur freien Verfuͤgung geſtellt, als ſie vermoͤge der geleiſteten Garantie nicht 
zu Zinszuſchuͤſſen fuͤr das jedesmal vorhergehende Betriebsjahr zu verwenden 
find. Sofern und fo lange jedoch bei zeitweiſer Unzulaͤnglichkeit jener Divi⸗ 
denden, Superdividenden und Zinſen zur Deckung der erforderlichen Zinszuſchuͤſſe 
der angeſammelte Garantiefonds in Angriff genommen werden und dieſer da⸗ 
durch unter den Beſtand von 1,400,000 Thalern verringert werden ſollte, 
muͤſſen die in den demnaͤchſt folgenden Jahren zu Zinszuſchuͤſſen nicht mehr 
erforderlichen Ueberſchuͤſſe der gedachten Intraden des Staates ſtets zunaͤchſt, 
ſoweit als noͤthig, zur Herſtellung des Garantiefonds in der Hoͤhe von 1,400,000 
Thalern verwendet werden. Bei Berechnung des Beſtandes ſollen die dem 
Fonds baar zugefuͤhrten Summen maaßgebend ſein. Jet 


H. 2. 
Bei der Beſtimmung in den $$. 9. und 10. des Vertrages vom 28. Juli 


1853. hinſichtlich der Verminderung und Erhaltung des Garantiefonds auf 
Hoͤhe von 200,000 Thalern behaͤlt es ſein Bewenden. N 


S 40 u 

Hinſichtlich der Verwendung der dem Staate zur Dispoſition kommen⸗ 

den Ueberſchuͤſſe der Extradividenden wird derſelbe von den ihm in H. 10. des 

Vertrages vom 28. Juli 1853. und F. 9. des zweiten Nachtrags zum Sta⸗ 

tute vom 11. Auguſt 1843. (Geſetz⸗Sammlung S. 310.) auferlegten Beſchraͤn⸗ 
kungen entbunden. a a 
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(Nr. 4999-5001.) (Nr. 5000.) 


(Nr. 5000.) Bekanntmachung über die unterm 6. Dezember 1858. erfolgte Allerhoͤchſte Be⸗ 


ſtaͤtigung des revidirten Statuts der Magdeburger Hagelverſicherungs— 


geſellſchaft. Vom 29. Dezember 1858. 


Dit Allerhoͤchſten Erlaß vom 6. d. M. iſt eine Veraͤnderung in der Or⸗ 
ganiſation der auf Grund des Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 24. April 1854. un⸗ 
ter dem Namen „Magdeburger Hagelverſicherungsgeſellſchaft“ errichteten Ak— 
tiengeſellſchaft genehmigt und das zu dieſem Behuf durch gerichtlichen Akt vom 
27. Auguſt d. J. anderweit feſtgeſtellte Statut der Geſellſchaft landesherrlich 
beſtaͤtigt worden, was nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes über Aktiengeſell⸗ 
ſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, 
daß dieſes Statut durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Magde⸗ 
burg zur Öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird. 
Berlin, den 29. Dezember 1858. 


Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
Gr. v. Puͤckler. 


(Nr. 5001.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 3. Januar 1859., betreffend die Ueberweiſung der 
| bisher mit der Verwaltung des Staatsſchatzes vereinigten Muͤnzverwal⸗ 
tung an das Finanzminiſterium. 


8 
Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 22. v. M. will Ich die Muͤnz⸗ 


verwaltung, welche bisher mit der Verwaltung des Staatsſchatzes vereinigt 


war, dem Finanzminiſterium uͤberweiſen. Die Verwaltung des Staatsſchatzes 
bleibt unter der Leitung der beiden mit dieſer Verwaltung beauftragten Staats⸗ 
miniſter in ihrer gegenwaͤrtigen Stellung als eine ſelbſtſtaͤndige Behoͤrde beſtehen. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 8 
Berlin, den 3. Januar 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Könige: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Fuͤrſt zu Hohenzollern-Sigmaringen. Flottwell. v. Auerswald. 
v. d. Heydt. Simons. v. Schleinitz. v. Bonin. v. Patow. 
Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann-Hollweg. 


An das Staatsminiſterium. 


Nedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


